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Finanzlöcher vorprogrammiert
Der Ständerat will rund eine Milliarde Franken pro Jahr mehr ausgeben als die Regierung

HANSUELI SCHÖCHLI

Sparen ist beim Bund relativ. Der Bun-
desrat wollte, dass die Ausgaben in den
kommenden Jahren im Mittel statt um
3 Prozent «nur» noch etwas über 2 Pro-
zent pro Jahr wachsen. Denn ohne eine
solche Reduktion des Ausgabenwachs-
tums wäre laut Finanzplan für 2027
mit einem Defizit von über 2 Milliar-
den Franken zu rechnen, 2028 wären
es gegen 3 Milliarden und in der Folge
noch deutlich mehr. Das liegt vor allem
an den Plänen für eine starke Erhöhung
der Armeeausgaben und dem chronisch
überproportionalen Ausgabenwachstum
für die AHV – dem mit Abstand gröss-

ten Einzelposten im Bundesbudget, der
durch das Volks-Ja zur 13. Monatsrente
noch zusätzlich stark verteuert wird.

Das vom Bundesrat vorgeschlagene
Entlastungspaket mit 57 Einzelmassnah-
men sollte Defizite bis 2028 vermeiden.
Über die Hälfte der Massnahmen erfor-
dern Gesetzesänderungen. Viele Berei-
che sind betroffen – vom Verkehr über
Klimasubventionen und Hochschulen
bis zu Entwicklungshilfe,Tourismus und
Landwirtschaft. Das Paket sah eine Ent-
lastung der Bundeskasse von 2,4 Milliar-
den Franken für 2027 vor, und für die
Folgejahre von gut 3 Milliarden Fran-
ken. Doch das Projekt stiess weitherum
auf Kritik. Die Linke will grundsätzlich
nicht sparen, sondern mehr Schulden
und höhere Steuern; die anderen Par-
teien wollen gewisse Elemente aus dem
Paket entfernen; die Kantone kämpfen
gegen Senkungen der Bundesbeiträge;
und eine Vielzahl von Lobbyisten sagt
das Übliche: Sparen ist im Prinzip schon
sinnvoll, aber bitte nicht bei uns.

So wird das Projekt des Bundesrats
nicht ohne Probleme durch das Parla-
ment kommen. Der Ständerat hat am
Mittwoch und am Donnerstag das Paket
betragsmässig um gut einen Drittel
reduziert. Der verbleibende Teil würde

2027 die Bundeskasse noch mit knapp
1,5 Milliarden Franken statt mit 2,4 Mil-
liarden entlasten. Und 2028 wären es
knapp 2 Milliarden statt gut 3 Milliarden.

Entscheid im März 2026

Die betragsmässig grösste Korrektur des
Ständerats: Er strich die vorgeschlagene
Reduktion der Steuerprivilegien für
Kapitalbezüge in der zweiten und drit-
ten Säule der Altersvorsorge (190 Mil-
lionen Franken). In der gleichen Ge-
wichtsklasse liegt die Abweichung des
Ständerats bei den Klimasubventionen.

Weitere betragsmässig bedeutende
Korrekturen betreffen die Bundesein-
lagen in den Fonds zur Bahninfrastruk-
tur, den Beitrag für den Nationalfonds,
die Versteigerung der Kontingente für
zollreduzierte Fleischimporte, die kanto-

nalen Hochschulen und die Landschafts-
qualitätsbeiträge für die Bauern. Hinzu
kommen manche mittlere und klei-
nere Korrekturen, die ebenfalls in fast
allen Fällen zulasten der Bundeskasse
gehen. Hier eine Auswahl von Stich-
worten dazu: Beiträge für Regionalflug-
häfen, Pressesubventionen, Sportförde-
rung, Weinsubventionen, Beiträge für
die ETH, Tourismusförderung, Innova-
tionsförderung, Förderung der Ausbil-
dung junger Auslandschweizer.

Der Ständerat hat bei über zwanzig
Posten die Entlastung für die Bundes-
kasse reduziert. Nur bei vier Posten er-
höhte er die Entlastung – um total rund
45 Millionen Franken. Das bekannteste
Beispiel – bei dem das Missverhält-
nis zwischen Lärm und Bedeutung be-
sonders ausgeprägt war – sind die Sub-
ventionen für Nachtzüge: Der Bundes-

rat wollte die jährlichen Beiträge von
30 Millionen auf 10 Millionen Franken
kürzen, der Ständerat strich den gan-
zen Posten. Zudem hat die kleine Parla-
mentskammer das Budget für laufende
Ausgaben des Innendepartements um
30 Millionen Franken pro Jahr gekürzt.

Das Geschäft geht nun in den Natio-
nalrat. Im Januar wird dessen Finanz-
kommission mit den Beratungen begin-
nen. Gemäss Fahrplan sind für die März-
session des Parlaments der Beschluss
des Nationalrats und allfällige Diffe-
renzbereinigungen zwischen den Parla-
mentskammern vorgesehen.

Bleibt das Entlastungspaket in der
Grössenordnung der Ständeratsversion,
werden weitere Massnahmen unver-
meidlich sein. Zunächst wird sich im
kommenden Jahr die Frage des Bud-
gets für 2027 stellen. Gemessen am bis-

herigen Finanzplan fehlen mit den Kor-
rekturen des Ständerats für 2027 rund
850 Millionen Franken. Das Loch liesse
sich laut Beteiligten verkleinern durch
Mittelverschiebungen im Zusammen-
hang mit der Arbeitslosenversicherung
und dem Bahninfrastrukturfonds.

Zur Debatte werden aber auch Kür-
zungen bei jenem Drittel des Bundes-
haushalts stehen, das nicht wegen ge-
setzlicher Vorgaben oder sonstiger Sach-
zwänge stark gebunden ist. Das be-
sagte Drittel ist deshalb bei kurzfristigen
Sparübungen immer im Visier. Das be-
trifft Bereiche wie Bildung, Forschung,
Entwicklungshilfe, Landwirtschaft und
Armee. Eigentlich ist der politische Wille
zum Ausbau des Verteidigungsbudgets
gross, doch in einer kurzfristigen Spar-
übung wird möglicherweise auch das
Wachstum der Militärausgaben reduziert.

Noch grösser ist nach derzeitigem
Finanzplan mit den Ständeratsbeschlüs-
sen der prognostizierte Fehlbetrag 2028
(1 Milliarde Franken) und erst recht 2029
(2,4 Milliarden). Dann mag es zu weiteren
Kürzungen beim ungebundenen Drittel
der Bundesausgaben kommen – oder zu
einem neuen Entlastungsprogramm, das
auch wieder Gesetzesänderungen enthält.

Kontroverse Armeefrage

Eine wichtige Rolle spielt auch die
Kontroverse über die Finanzierung
des Armeeausbaus. Der Bundesrat
dürfte im Januar Grundsatzentscheide
dazu fällen. Im Vordergrund steht ein-
mal mehr die Milchkuh der Nation –
die Mehrwertsteuer. Sie musste schon
wiederholt für die AHV herhalten und
wird dies voraussichtlich auch für die
Teilfinanzierung der 13. AHV-Monats-
rente tun müssen. Die Armeefinanzie-
rung könnte noch dazukommen.Als Al-
ternative steht auch eine Erhöhung der
direkten Bundessteuer zur Diskussion.

Umstritten ist auch, ob die disku-
tierte Steuererhöhung vor allem zusätz-
liche Armeebedürfnisse finanzieren soll,
die über den derzeitigen Finanzplan des
Bundes hinausgehen. Oder ob die Zu-
satzsteuer auch einen bedeutenden Bei-
trag zur Senkung des strukturellen Bun-
desdefizits leisten soll. Schlüssige Ant-
worten werden noch kommen müssen.

Das von Finanzministerin Karin Keller-Sutter vertretene Entlastungspaket muss im Ständerat Federn lassen. ANTHONY ANEX / KEYSTONE

Lobbyistenparty
schadet der Armee
Kommentar auf Seite 20

SIMON HEHLI

Wenn Ärzte für eine Operation eine
Pauschale bekommen, dann fördert das
gemäss Lehrbuch die Effizienz: Wer
schneller operiert, erhält mehr Geld, die
Ineffizienten, die unnötige Sachen ma-
chen, werden bestraft. Deshalb kommen
in der Schweiz bei bestimmten ambu-
lanten Eingriffen in Praxen und Spital-
ambulatorien ab Beginn des neuen Jah-
res neue Pauschalen zum Einsatz.

Doch für zwölf der geplanten Pau-
schalen gilt das möglicherweise nicht:
Der Chirurgen- und Spezialistenver-
band FMCH hat beim Bundesverwal-
tungsgericht Beschwerde gegen die vom
Bundesrat bewilligte Tarifstruktur ein-
gelegt. «Wir mussten die Notbremse zie-
hen», sagt der FMCH-Präsident Michele
Genoni. Aus Sicht des Verbandes hat die
Beschwerde, auf die das Gericht bis jetzt
nicht eingetreten ist, aufschiebende Wir-
kung. Das Bundesamt für Gesundheit
widerspricht jedoch dieser Auslegung.

Fehlende Differenzierung

Schon seit Monaten kritisieren Genoni
und seine Berufskollegen, dass die Pau-
schalen schlecht gemacht seien. Laut
ihrer Darstellung war das Aufbegehren
vergeblich. Darum haben die Chirur-
gen nun schweres juristisches Geschütz
aufgefahren. Was den Chirurgen an den
Pauschalen missfällt, lässt sich an einem
Beispiel aufzeigen. Die Pauschale «Ein-

griffe am Hals» fasst laut der FMCH sehr
unterschiedliche Operationen zusam-
men: von einfachen Zysten bis zu tiefen,
hochriskanten Tumoroperationen. Gleich
vergütet würden somit Eingriffe mit
Operationszeiten zwischen fünf Minuten
und acht Stunden, «ohne jegliche fach-
liche Differenzierung nach Komplexität,
Risiko oder Art der Veränderung».

Die Pauschale ist mit 5141 Taxpunk-
ten bewertet, das entspricht – je nach
Kanton – einer Vergütung von 4215 bis
4935 Franken. Ein stolzer Lohn für fünf
Minuten Arbeit, ein eher dürftiger Lohn
für einen achtstündigen Eingriff. «Das
ist, wie wenn Sie im Restaurant für eine
Portion Pommes frites den gleichen Be-
trag zahlen würden wie für ein Gourmet-
menu», sagt Genoni.

Es ist normal, dass es für manche Pau-
schalen zu viel Geld gibt und für manche
zu wenig, unter dem Strich soll sich das
für die Praxen und Spitäler ausgleichen.
Doch wenn die Unterschiede innerhalb
der Pauschale so gross sind, dann hat das
laut der FMCH gravierende Folgen.

Jene komplexen Leistungen, für die
es viel zu wenig Geld gebe, würden man-
che Mediziner nicht mehr ambulant an-
bieten, da sie damit ihre Kosten nicht
decken könnten. Die Patienten müssten
den Eingriff dann spitalstationär ma-
chen, was noch teurer wäre. Oder die
Operateure würden billiges Material und
veraltete Techniken einsetzen. Das meint
Genoni, wenn er von einer Gefährdung
der Qualität und der Versorgungssicher-

heit spricht. «Es drohen Verzögerungen
bei den Operationsterminen, vielleicht
sogar eine Zweiklassenmedizin.»

Es geht nicht nur um Pfründen

Mindestens so problematisch wie eine sol-
che Untertarifierung ist für das Gesund-
heitssystem eine krasse Übertarifierung:
Sie verteuert unnötigerweise einen Ein-
griff, der bis anhin viel günstiger war – und
kann gewisse Ärzte dazu verleiten, sich
auf besonders lukrative Operationen zu
spezialisieren. Eine solche Entwicklung
treibe die Prämien nach oben und schade
den Patienten, sagt Michele Genoni. Dass
der Verband auch gegen zu hohe Tarife
kämpft, ist ihm wichtig zu betonen. Denn
dadurch lässt sich der Vorwurf kontern,
seinem Verband gehe es nur darum, die
Pfründen der meist sehr gut verdienen-
den Chirurgen zu verteidigen.

Um die Probleme zu beseitigen, for-
dert die FMCH eine Aufteilung und eine
Verfeinerung der Pauschalen, so dass die
Bandbreite der Leistungen innerhalb
einer Pauschale nicht mehr ganz so gross
ist. Die Kritik der Chirurgen richtet sich
vor allem an die Organisation ambu-
lante Arzttarife (OAAT), die die Pau-
schalen ausgearbeitet hat und vom Ber-
ner Gesundheitsdirektor Pierre Alain
Schnegg präsidiert wird. «Die FMCH
hat zur OAAT keine Liebesbeziehung»,
sagt die Anästhesistin und FMCH-Vi-
zepräsidentin Charlotte Meier Buenzli.
Immer wieder hätten die Chirurgen Ver-

besserungsvorschläge gemacht. «Doch
man wollte nicht auf uns hören.» Dem
widerspricht der OAAT-CEO Rémi
Guidon: «Wir standen während der letz-
ten Monate im direkten Austausch mit
der FMCH.» Zur Beschwerde des Ver-
bands will er sich nicht äussern.

Die OAAT-Verantwortlichen haben
immer wieder erklärt, dass die Tarife am
Anfang nicht perfekt seien, dass es aber
ein lernendes System sei und damit An-
passungen innert nützlicher Frist mög-
lich wären. Doch die Chirurgen sind der
Meinung, dass ein Abwarten bis Anfang
2027 bei den von ihnen ausgewählten
zwölf Pauschalen nicht hinnehmbar sei

Der Systemwechsel per 1. Januar 2026
ist eine der bedeutendsten Reformen im
Schweizer Gesundheitswesen seit Jahr-
zehnten: Der neue Einzelleistungstarif
Tardoc ersetzt den veralteten Tarmed; die
ambulanten Pauschalen sind eine Ergän-
zung und sollen dereinst nach dem Wil-
len des Bundesrates für rund einen Drit-
tel des ambulanten Bereichs gelten.

Die von der FMCH beanstandeten
zwölf Pauschalen machten nur einen
kleinen Teil aller für 2026 bewilligten
Pauschalen aus, deshalb sei der Start des
neuen Tarifsystems nicht gefährdet und
es breche auch kein Chaos aus, halten die
FMCH-Vertreter fest. Sie haben beim
Bundesverwaltungsgericht beantragt,
dass für die betroffenen Eingriffe vorerst
der bisherige Tarif weitergelten soll. Wie
lange es bis zu einem Entscheid der Rich-
ter in St. Gallen dauert, ist offen.
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